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Drittes Umstellungsergänzungsgesetz 

Vom 22. Januar 1964 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl. III 7601-3 ! ) 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlos¬ 
sen: 

Erster Äbschnitt 

Verlegung des Sitzes von Kreditinstituten 

§ 1 

(1) Die Vorschriften über die Beschränkung der 
Inanspruchnahme eines Geldinstituts, das eine nach 
§ 3 der Fünfunddreißigsten Durchführungsverord¬ 
nung zum Umstellungsgesetz als verlagert aner¬ 
kannte Niederlassung hat, bleiben anwendbar, auch 
wenn das Geldinstitut seinen Sitz in den Geltungs¬ 
bereich dieses Gesetzes verlegt. Das gleiche gilt 
für die entsprechenden Vorschriften des Altbanken¬ 
gesetzes vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Ver¬ 
ordnungsblatt für Berlin S. 1483), wenn eine Berliner 
Allbank ihren Sitz in den Geltungsbereich dieses 
Gesetzes verlegt. 

(2) Der Sitz für die Geschäftstätigkeit im Wäh¬ 
rungsgebiet, der für die Niederlassung eines Geld¬ 
instituts im Sinne des Absatzes 1 Satz 1 in ein öffent¬ 
liches Register eingetragen worden ist, ist nach 
Verlegung des Sitzes des Geldinstituts in den Gel¬ 
tungsbereich dieses Gesetzes von Amts wegen zu 
löschen. 

0 Ändert Bimdesqesetzbl. ITT 7601-1, 7601-2, 7021-6, 7601-7, 7601-6-7, 

4140-1-3 und 761Ü-1. 


§ 2 

Ist die Anerkennung als verlagertes Geldinstitut 
nach § 3 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz mit einer Auflage 
verbunden worden, so bleibt eine aus der Auflage 
sich ergebende Beschränkung der dem Geldinstitut 
zuzuteilenden Ausgleichsforderung bestehen, auch 
wenn das Geldinstitut nach der Verlegung seines 
Sitzes Bankgeschäfte betreibt. 

§ 3 

(1) Verlegt eine Berliner Altbank ihren Sitz in 
den Geltungsbereich dieses Gesetzes, so hat die 
bestätigte Altbankenrechnung die Wirkung einer 
D-Markeröffnungshilanz auf den Stichtag der Alt¬ 
bankenrechnung. § 12 Abs. 3 bis 6 des Altbanken- 
Bilanz-Gesetzes vom 10. Dezember 1953 (Gesetz-und 
Verordnungsblatt für Berlin S. 1488) gilt sinngemäß. 

(2) Geldinstitute in der Rechtsform einer Kapital¬ 
gesellschaft oder eingetragenen Genossenschaft, die 
eine nach § 3 der Fünfunddreißigsten Durchführungs¬ 
verordnung zum Umstellungsgesetz als verlagert 
anerkannte Niederlassung haben oder die Berliner 
Altbanken sind, haben im Falle der Verlegung ihres 
Sitzes in den Geltungsbereich dieses Gesetzes ihr 
Nennkapital oder die Geschäftsguthaben und die 
Geschäftsanteile in Deutscher Mark neu festzusetzen. 
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(3) Für die Neufestsetzung gelten §§ 35 bis 59, 
62, 64 bis 72, 76, 80 des D-Markbilanzgesetzes 
sinngemäß. §§ 13 bis 18, 21 des Altbanken-Bilanz- 
Gesetzes sind nicht anzuwenden. Soweit in den in 
Satz 1 genannten Vorschriften auf die Eröffnungs¬ 
bilanz Bezug genommen ist, tritt an deren Stelle die 
letzte Jahresbilanz vor der Sitzverlegung. Soweit 
auf die Reichsmarkschlußbilanz Bezug genommen ist, 
tritt bei Berliner Altbanken an deren Stelle die letzte 
Jahresbilanz vor dem 9. Mai 1945. Den Tag der Auf¬ 
lösung nach § 80 des D-Markbilanzgesetzes bestimmt 
das Gericht unter sinngemäßer Anwendung von § 2 
Abs. 2 Satz 3 und 4 des D-Markbilanzergänzungs- 
gesetzes. Für die Wirkung von Berichtigungen der 
Umstcllungsrechnung gelten §§ 13, 14 der Zweiund¬ 
vierzigsten Durchführungsverordnung zum Umstel¬ 
lungsgesetz, für die Wirkung von Berichtigungen 
der Altbankenrechnung gilt § 19 des Altbanken- 
Bilanz-Gesetzes. 


Zweiter Abschnitt 

Verwaltung des Vermögens von Kreditinstituten 

§ 4 

(1) Für die Verwaltung der Vermögenswerte von 
Kreditinstituten, die ihren Sitz vor dem 9. Mai 1945 
außerhalb des Geltungsbereichs dieses Gesetzes 
hatten und der Aufsicht des Reichsaufsichtsamts für 
das Kreditwesen unmittelbar oder mittelbar unter¬ 
standen, kann das Bundesaufsichtsamt für das Kredit¬ 
wesen Treuhänder bestellen, wenn das Kreditinstitut 
seinen Sitz nicht in den Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes verlegt hat und auch nicht nach § 3 der Fünf¬ 
unddreißigsten Durchführungsverordnung zum Um¬ 
stellungsgesetz als verlagertes Geldinstitut aner¬ 
kannt worden ist. Das Amt eines Treuhänders, der 
nach § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz oder § 16 des Alt¬ 
bankengesetzes bestellt worden ist, dauert bis zu 
einer weiteren Entscheidung des Bundesaufsichts¬ 
amts fort. Das Bundesaufsichtsamt macht die Bestel¬ 
lung und Abberufung des Treuhänders im Bundes¬ 
anzeiger bekannt. 

(2) Mit Ablauf des Tages der Bekanntmachung 
der Bestellung endigt das Amt des bisher zur Ver¬ 
waltung berufenen Vertreters. §§ 1890, 1892 des 
Bürgerlichen Gesetzbuches sind mit der Maßgabe 
entsprechend anzuwenden, daß das verwaltete Ver¬ 
mögen unverzüglich an den Treuhänder herauszu¬ 
geben ist. 

(3) § 44 Abs. 1 des Gesetzes über das Kredit¬ 
wesen vom 10. Juli 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 881) 
gilt sinngemäß. 

§ 5 

(1) Der Treuhänder hat die Verwaltung nach 
Weisung und unter Aufsicht des Bundesaufsichts¬ 
amts durchzuführen. Er vertritt das Kreditinstitut 
bei den der Durchführung seiner Aufgaben dienen¬ 
den Rechtshandlungen gerichtlich und außergericht¬ 
lich. 

(2) über Vermögenswerte, die der Verwaltung 
des Treuhänders unterliegen, darf nicht zum Z^Veck 
der Erfüllung von Verbindlichkeiten verfügt werden, 
die vor dem 9. Mai 1945 begründet worden sind; 


Verfügungen im Wege der Zwangsvollstreckung 
stehen rechts geschäftlichen Verfügungen gleich. Das 
Bundes aufsichtsamt kann den Treuhänder von der 
Verfügungsbeschränkung des Satzes 1 befreien, wenn 
und soweit dies für die Durchführung der Verwal¬ 
tung oder zur Abwendung von Nachteilen für die 
Gesamtheit der Gläubiger notwendig ist, oder wenn 
die Erfüllung von Versorgungsverpflichtungen für 
das jeweils laufende Jahr unter Berücksichtigung 
anderer Versorgungseinkünfte zur Vermeidung un¬ 
billiger Härten geboten ist. 

(3) Soweit der Treuhänder berechtigt ist, Reichs¬ 
markverbindlichkeiten des Kreditinstituts zu erfül¬ 
len, hat er sie mit dem Betrag in Deutscher Mark, 
der sich aus der Anwendung des Umstellungsgeset¬ 
zes und der dazu ergangenen Durchführungsvor¬ 
schriften auf das Schuldverhältnis ergibt, und nur 
dann zu erfüllen, wenn der Gläubiger insoweit seine 
Reichsmarkforderung als getilgt anerkennt. Soweit 
der Treuhänder berechtigt ist, Verbindlichkeiten aus 
Guthaben zu erfüllen, werden Reichsmarkguthaben 
in Höhe von 6,5 vom Hundert des Reichsmark¬ 
betrages in Deutsche Mark umgewandelt. Für Gut¬ 
haben, die auf Tschechische Kronen lauten oder auf 
eine andere Währung umgestellt worden sind, gilt 
§ 1 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über einen Währungs¬ 
ausgleich für Sparguthaben Vertriebener in der Fas¬ 
sung vom 14. August 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 546), 
zuletzt geändert durch Artikel I § 3 des Vierzehnten 
Gesetzes zur Änderung des Lastenausgleichsgeset¬ 
zes vom 26. Juni 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 785), 
entsprechend. Guthaben sind vom Tage des Inkraft¬ 
tretens dieses Gesetzes an mit drei vom Hundert 
zu verzinsen. 

(4) Die Kosten der Verwaltung sind aus dem ver¬ 
walteten Vermögen zu decken. 

(5) Absätze 1 bis 4 gelten auch für Treuhänder, 
die vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes nach § 9 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz oder nach § 16 des Alt¬ 
bankengesetzes bestellt worden waren. 

§ 6 

Hat sich die Tätigkeit eines Treuhänders auf die 
in § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz und in § 16 des 
Altbankengesetzes bezeichnete Tätigkeit beschränkt, 
so ist durch sie ein Ort der Geschäftsleitung im 
Sinne der Vorschriften zur Neuordnung des Geld¬ 
wesens und des Allgemeinen Kriegsfolgengesetzes 
vom 5. November 1957 (Bundesgesetzbl. I S. 1747) 
nicht begründet worden. 

§ 7 

Kreditinstitute, die ihren letzten Sitz vor dem 
9. Mai 1945 außerhalb der Grenzen des Deutschen 
Reichs nach dem Gebietsstand vom 31. Dezember 
1937 hatten, der Aufsicht des Reichsaufsichtsamts 
für das Kreditwesen unmittelbar oder mittelbar 
unterstanden und ihren Sitz nach dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes in den Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes verlegen, bedürfen ohne Rücksicht auf eine 
früher erteilte Erlaubnis zum Betreiben von Bank¬ 
geschäften der Erlaubnis des Bundesaufsichtsamts 
für das Kreditwesen nach §§ 32 und 33 des Gesetzes 
über das Kreditwesen. 
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Dritter Abschnitt 

Änderung von Vorschriften des Umstellungsrechts 

§ 8 

Das Umstellungsergänzungsgesetz vom 21. Sep¬ 
tember 1953 (Bundesgesetzbl. I S. 1439), geändert 
durch § 43 Abs. 2 Nr. 3 des Gesetzes über die 
Deutsche Bundesbank vom 26. Juli 1957 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 745), 2 ) wird wie folgt geändert und 
ergänzt: 

1. § 5 erhält folgende Fassung: 

„§ 5 

(1) Einem nach § 1 Abs. 1 Berechtigten steht 
eine natürliche Person gleich, die nach dem 
31. Dezember 1952 ihren Wohnsitz oder dauern¬ 
den Aufenthalt im Geltungsbereich dieses Ge¬ 
setzes oder im Gebiet eines Staates, der die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland aner¬ 
kannt hat, begründet, hat oder begründet. 

(2) Ein Uraltguthaben, das nach dem 31. De¬ 
zember 1952 im Wege der Erbfolge übergegan¬ 
gen ist oder übergeht, wird nach § 1 Abs. 1 urn- 
gewandelt, wenn ein Erbe seinen Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt im Zeitpunkt des Erbfalles 
im Geltungsbereich dieses Gesetzes oder im Ge¬ 
biet eines Staates, der die Regierung der Bundes¬ 
republik Deutschland anerkannt hat, hatte oder 
zu einem späteren Zeitpunkt einen solchen 
Wohnsitz oder Aufenthalt begründet hat oder 
begründet." 

2. § 6 erhält folgende Fassung: 

„§ 6 

(1) Steht das Uraltguthaben einer ehelichen 
Gütergemeinschaft oder einer Erbengemeinschaft 
zu, so gelten die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 
als erfüllt, wenn sie mindestens in der Person 
eines Mitberechtigten gegeben sind. 

(2) Steht das Uraltguthaben einer sonstigen 
Gemeinschaft zur gesamten Hand zu, so gelten 
die Voraussetzungen des § 1 Abs. 1 als erfüllt, 
wenn sie entweder in der Person aller Mitbe¬ 
rechtigten gegeben sind oder wenn die Gemein¬ 
schaft zur gesamten Hand ihren Sitz oder Ort 
der Geschäftsleitung im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder im Gebiet eines Staates, der die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland an¬ 
erkannt hat, begründet hat oder begründet." 

3. In § 12 werden in Absatz 1 Satz 1 die Worte 
„bis zum 31. Dezember 1954" sowie Absatz 2 
gestrichen. 

4. In § 14 werden in Absatz 1 die Worte „innerhalb 
der Frist des § 12" sowie die Absätze 2 und 3 
gestrichen. 

5. § 15 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Die Anmeldestelle hat zu prüfen, ob die 
Voraussetzungen der § 1 oder § 5 oder § 6 in 
der Person desjenigen, für den die Anmeldung 
vorgenommen wird (Anmelder), gegeben sind." 

2 ) Bundesgesetzbl. III 7001-1 


6. § 42 erhält folgende Fassung: 

„§ 42 

(1) Soweit Verbindlichkeiten im Geschäftsbe¬ 
trieb einer außerhalb Berlins belegenen Nieder¬ 
lassung begründet worden sind, die nach § 3 der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgesetz als verlagert anerkannt 
worden ist, kann das Geldinstitut nach Maßgabe 
des Umstellungsgesetzes auch in Anspruch ge¬ 
nommen werden, wenn die Verbindlichkeit am 
21. Juni 1948 gegenüber einer Person bestand, 
die zu diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz, dauern¬ 
den Aufenthalt, Sitz oder Ort der Geschäfts¬ 
leitung in Berlin (West) oder im Saarland hatte 
oder die nach diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz 
oder dauernden Aufenthalt im Geltungsbereich 
dieses Gesetzes oder im Ausland begründet hat 
oder begründet. Das gleiche gilt für Verbindlich¬ 
keiten, die gegenüber einer natürlichen Person 
bestehen, die nach dem 21. Juni 1948 im Wege 
der Erbfolge Berechtigter geworden ist oder wird 
und die Voraussetzungen des Satzes 1 oder des 
§ 6 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe a, Nr. 3 Buchstabe a 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverord¬ 
nung zum Umstellungsgesetz erfüllt. Eine Be¬ 
schränkung der Inanspruchnahme, die sich aus 
§ 6 Abs. 2 der Fünfunddreißigsten Durchfüh¬ 
rungsverordnung zum Umstellungsgesetz ergibt, 
bleibt unberührt. Für vertragliche und sonstige 
Versorgungsverpflichtungen kann das Geld¬ 
institut durch einen Berechtigten, der erst nach 
dem 21. Juni 1948 die Wohnsitz- oder Aufent- 
haitsvoraussetzung erfüllt hat, nur in Anspruch 
genommen werden, soweit es sich um Versor¬ 
gungsbezüge für die Zeit seit dem 1. Januar 1964 
handelt. Werden die Voraussetzungen für eine 
Inanspruchnahme erst nach dem 1. Januar 1964 
erfüllt, so tritt an die Stelle des 1. Januar 1964 
der Beginn des Monats, in dem die Voraus¬ 
setzungen erfüllt worden sind und der Berech¬ 
tigte seinen Anspruch geltend gemacht hat. Hin¬ 
sichtlich des Sitzes in Berlin ist § 1 Abs. 3, hin¬ 
sichtlich der Inanspruchnahme durch Rechts¬ 
gemeinschaften ist § 6 sinngemäß anzuwenden. 

(2) Für die Anmeldung von Altgeldguthaben 
gilt § 4 der Fünfunddreißigsten Durchführungs¬ 
verordnung zum Umstellungsgesetz sinngemäß; 
die Befristung der Anmeldung entfällt. An¬ 
sprüche aus vor dem 9. Mai 1945 ausgegebenen 
Schuldverschreibungen sind nach Maßgabe des 
§ 5 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz anzumelden; 
die Befristung der Anmeldung entfällt. Für den 
Nachweis, daß das Geldinstitut aus dem ango- 
meldeten Anspruch in Anspruch genommen wer¬ 
den kann, gelten §§ 3 und 4 der Zweiten Durch¬ 
führungsverordnung zum Umstellungsergän¬ 
zungsgesetz vom 26. April 1954 (Bundesanzeiger 
Nr. 81) sinngemäß; hierbei treten an die Stelle 
des 30. September 1949 der 20. Juni 1948 und an 
die Stelle des 1. Oktober 1949 der 21. Juni 1948. 

(3) Soweit die Inanspruchnahme eines unter 
Absatz 1 fallenden Geldinstituts nach § 6 Abs. 2 
Satz 1 der Fünfunddreißigsten Durchführungs¬ 
verordnung zum Umstellungsgesetz davon ab¬ 
hängt, in welchem Gebiet die dem Geldinstitut 
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als Gegenwert zugeflossenen Mittel am 20. Juni 
1948 angelegt waren, ist auch das Gebiet von 
Berlin (West) zu berücksichtigen. Bei Anwendung 
des § 6 Abs. 2 Salz 2 der Fünfunddreißigsten 
Durchführungsverordnung zum Umstellungsge¬ 
setz sind die Vermögenswerte in Berlin (West) 
den Vermögenswerten im Währungsgebiet hin¬ 
zuzurechnen. 

(4) Soweit ein unter Absatz 1 fallendes Geld¬ 
institut weder nach Absatz 1 noch nach § 6 Abs. 1 
und 2 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz in Anspruch ge¬ 
nommen werden kann, ist eine Vollstreckung in 
die im Geltungsbereich dieses Gesetzes vorhan¬ 
denen Vermögenswerte des Geldinstituts auch 
aus solchen Urteilen oder anderen Vollstreckungs¬ 
titeln unzulässig, die nach dem Inkrafttreten der 
Fünfunddreißigsten Durchführungsverordnung 
zum Umstellungsgcsetz außerhalb des Geltungs¬ 
bereichs dieses Gesetzes erwirkt worden sind. 

(5) Die unter Absatz F fallenden Geldinstitute 
haben auch die in Absatz 1 bezeichneten Ver¬ 
bindlichkeiten und die Vermögenswerte, die bei 
Beginn des 21. Juni 1948 in Berlin (West) und 
im Saarland vorhanden waren, in die Umstel¬ 
lungsrechnung einzustellen. Bei der Berechnung 
des früheren Eigenkapitals nach § 7 Abs. 2 Satz 3 
der Fünfunddreißigsten Durchführungsverord¬ 
nung zum Umstellungsgesetz sind auch die auf das 
Gebiet von Berlin (West) und das Saarland ent¬ 
fallenden Teilbeträge des früheren Eigenkcrpitals 
sowie die Verbindlichkeiten zu berücksichtigen, 
für die das Geldinstitut nach Absatz 1 in An¬ 
spruch genommen werden kann. 

(6) Soweit sich nach Absatz 1 und. 3 die Aus¬ 
gleichsforderung des Geldinstituts dadurch er¬ 
höht, daß es von Personen in Anspruch, genom¬ 
men werden kann, die ihren Wohnsitz, Aufent¬ 
halt, Sitz oder Ort der Geschäftsleitung. am 
21. Juni 1948 in Berlin (West) hatten, schuldet 
das Land Berlin die Ausgleichsforderung. Im 
übrigen ist der Bund Schuldner der Ausgleichs¬ 
forderung. 

(7) Soweit der Bund Schuldner der Ausgleichs¬ 
forderung ist, wird der Anspruch auf Erhöhung 
der Ausgleichsforderung von der Behörde fest- 
gestellt, die für die Bestätigung der Umstellungs- 
rechnung des als verlagert anerkannten Geldinsti¬ 
tuts zuständig ist. Wird die Umstellungsrechnung 
berichtigt, so ist auch die nach Satz 1 getroffene 
Feststellung zu berichtigen. Die Feststellung und 
eine etwaige Berichtigung sind dem Bundesmini¬ 
ster der Finanzen mitzuteilen. 

(8) Die vom Bund geschuldeten Ausgleichs¬ 
forderungen sind Schuld buch f orderungen. Sie 
werden auf Ersuchen des Bundesministers der 
Finanzen in das Bundesschuldbuch eingetragen; 
die Eintragung ist im Falle des Absatzes 7 Satz 2 
zu berichtigen. § 35 Abs. 2 und 3 gilt entspre¬ 
chend." 

7. § 45 Abs. 5 Satz 1 erhält folgende Fassung: 

„Der Anspruch nach Absatz 2 ist in der Weise 
begrenzt, daß er nicht über den Unterschieds¬ 
betrag zwischen einer Million Deutsche Mark und 


einer Überdeckung, in den Fällen des Absatzes 3 
Buchstaben b und c auch nicht über fünfzehn 
Deutsche Mark für je hundert Reichsmark des 
früheren Eigenkapitals (§ 46), hinausgeht." 

8. § 46 Abs. 1 Buchstabe h erhält folgende Fassung: 

,,b) 130 vom Hundert des Gesamtbetrages, den 
die Altbank in ihrem letzten vor dem 9. Mai 
1945 festgestellten Jahresabschluß als Kapital 
sowie als gesetzliche und andere Rücklagen 
ausgewiesen hat, abzüglich der ausstehenden 
Kapitaleinlagen und des ausgewiesenen 
Verlustes." 

9. § 47 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Soweit die nach § 45 Abs. 1 zu berück¬ 
sichtigenden Kapitalverbindlichkeiten aus noch 
nicht fälligen Schuldverschreibungen und noch 
nicht fälligen Verpflichtungen aus Schuldurkun¬ 
den für Darlehen im Sinne des § 22 Abs. 1 Satz 3 
des Umstellungsgesetzes, die eine Grund- oder 
Kommunalkreditanstalt anstelle von Schuldver¬ 
schreibungen ausgegeben hat, die nach § 45 
Abs. 1 zu berücksichtigenden deckungsfähigen 
Forderungen übersteigen, ist die Ausgleichsfor¬ 
derung mit 4Va v. H. zu verzinsen." 

§ 9 

Wo im Umstellungsergänzungsgesetz der für das 
Bankwesen zuständige Berliner Senator (Berliner 
Bankaufsichtsbehörde) oder die Berliner Bankauf¬ 
sichtsbehörde genannt sind, tritt an ihre Stelle die 
zuständige oberste Landesbehörde des Landes Ber¬ 
lin. 

§ 10 

Das Gesetz über die Ergänzung von Vorschriften 
des Umstellungsrechts (Zweites Umstellungsergän- 
zungsgesetz) vom 23. März 1957 (Bundesgesetzbl. I 
S. 285) 3 ) wird wie folgt geändert: 

1. § 18 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten stehen 
die in § 5 des Umstellungsergänzungsgesetzes, 
geändert durch § 8 Nr.l des Dritten Umstel¬ 
lungsergänzungsgesetzes vom 22. Januar 1964 
(Bundesgesetzbl. I S. 33), genannten Personen 
gleich. § 6 des Umstellungsergänzungsgesetzes, 
geändert durch § 8 Nr. 2 des Dritten Umstellungs¬ 
ergänzungsgesetzes, gilt entsprechend." 

2. §§23 und 24 werden aufgehoben. 

§ 11 

Das Gesetz über die Liquidation der Deutschen 
Reichsbank und der Deutschen Golddiskontbank 
vom 2. August 1961 (Bundesgesetzbl. I S. 1165) 4 ) wird 
wie folgt geändert: 

§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 

„(2) Einem nach Absatz 1 Berechtigten stehen die 
in § 5 des Umstellungsergänzungsgesetzes, geändert 
durch § 8 Nr. 1 des Dritten Umstellungsergänzungs¬ 
gesetzes vom 22. Januar 1964 (Bundesgesetzbl. I 
S. 33), genannten Personen gleich. § 6 des Um- 

3) Bundesgesetzbl. III 7601-2 
q Bundesgesetzbl. III 7621-6 
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Stellungsergänzungsgesetzes, geändert durch § 8 
Nr. 2 des Dritten Umstellungsergänzungsgesetzes, 
gilt entsprechend." 

§ 12 

Das Altbankengesetz, geändert durch § 22 des 
Zweiten Umstellungsergänzungsgesetzes, wird wie 
folgt geändert und ergänzt; 

1. § 7 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 

„(3) Als alte Zahlungsverbindlichkeiten ge¬ 
genüber Westgläubigern im Sinne des § 5 Abs. 1 
Buchstabe b gelten ferner Verbindlichkeiten, die 
zu dem nach Absatz 1 oder 2 maßgebenden Zeit¬ 
punkt einer natürlichen Person zustanden, die 
nach dem 31. Dezember 1952 ihren Wohnsitz oder 
dauernden Aufenthalt in einem der in Absatz 1 
bezeichneten Gebiete begründet hat oder be¬ 
gründet." 

2. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

Für vertragliche und sonstige Versorgungsver- 
pflichtungen kann eine Altbank nur in Anspruch 
genommen werden, soweit es sich um Versor¬ 
gungsbezüge für die Zeit seit dem 1. Januar 1953 
handelt. Werden die Voraussetzungen des § 7 
erst nach dem 1. Januar 1953 erfüllt, so tritt an 
die Stelle des 1, Januar 1953 der Beginn des 
Monats, in dem die Voraussetzungen erfüllt wor¬ 
den sind und der Berechtigte seinen Anspruch 
geltend gemacht hat." 

§ 13 

Die Rechtskraft einer gerichtlichen Entscheidung, 
durch die ein Anspruch vor Inkrafttreten dieses 
Gesetzes abgelehnt worden ist, der nach § 8 Nrn. 1, 
2 oder 5, nach §§ 10, 11 oder nach § 12 Nr. 1 oder 
Nr. 2 geltend gemacht werden kann, steht der er¬ 
neuten Geltendmachung dieses Anspruchs nicht ent¬ 
gegen. 

§ 14 

§ 7 Abs. 1 des Allbanken-Bilanz-Gesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(1) Für den Ansatz der Berliner Vermögens¬ 
werte und die Einstellung von Berliner Verbind¬ 
lichkeiten in die Altbankenrechnung gelten, soweit 
sich nicht aus § 8 etwas anderes ergibt, unter Be¬ 
rücksichtigung des abweichenden Stichtages und des 
§ 28 der Verordnung über die Umstellungsrechnung 
der Geldinstitute aus Anlaß der Neuordnung des 
Geldwesens vom 11. August 1958 (Bundesge- 
setzbl. I S. 589), geändert durch § 24 Abs. 1 Nrn. 4 
und 5 der Verordnung über die Umstellungsrech¬ 
nung der Versichemngsunternehmen aus Anlaß der 
Neuordnung des Geldwesens vom 6. August 1963 
(Bundesgesetzbl. I S. 637), die Grundsätze, die für 
die Umstellungsrechnung der Geldinstitute im übri¬ 
gen Bundesgebiet maßgebend sind. Bei der Berech¬ 
nung der Ausgleichsforderungen oder des Betrages, 
für den die Altbank nach § 37 Abs. 2 des Umstel¬ 
lungsergänzungsgesetzes in Anspruch genommen 
werden kann, sind § 45 des Umstellungsergänzungs¬ 
gesetzes und § 9 Abs. 7 des Dritten D-Markbilanz- 
ergänzungsgesetzes vom 21. Juni 1955 (Bundesge¬ 
setzbl. I S. 297) anzuwenden. 11 


§ 15 

§ 22 Abs. 2 des Altbanken-Bilanz-Gesetzes erhält 
folgende Fassung: 

„(2) Absatz 1 gilt nicht für Altbanken mit Sitz 
im Bundesgebiet, die nach § 1 der Zweiundvierzig¬ 
sten Durchführungsverordnung zum Umstellungsge¬ 
setz eine Eröffnungsbilanz in Deutscher Mark aufge¬ 
stellt und in diese nach § 44 des Umstellungsergän¬ 
zungsgesetzes ihre Berliner Vermögenswerte und 
Berliner Verbindlichkeiten einzubeziehen haben." 


§ 16 

(1) § 2 der Anordnung der Bausparkassenauf¬ 
sichtsbehörden über die Bausparkassen mit Sitz 
außerhalb des Währungsgebietes aus Anlaß der 
Neuordnung des Geldwesens vom 25. November 
1949 (Bundesanzeiger Nr. 3 vom 5. Januar 1950) 5 ) 
erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

Bausparkassen der in § 1 bezeichneten Art 
können für vor dem 21. Juni 1948 begründete 
Verbindlichkeiten nur in Anspruch genommen 
werden, wenn die Verbindlichkeit am 21. Juni 
1948 gegenüber einer Person bestand, die zu die¬ 
sem Zeitpunkt ihren Wohnsitz, dauernden Auf¬ 
enthalt, Sitz oder Ort der Geschäftsleitung im 
Geltungsbereich des Dritten Umstcllungsergän- 
zungsgesetzes vom 22. Januar 1964 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 33) oder im Ausland hatte oder die nach 
diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt im Geltungsbereich des Dritten Um¬ 
stellungsergänzungsgesetzes oder im Ausland be¬ 
gründet hat oder begründet. Das gleiche gilt für 
Verbindlichkeiten, die gegenüber einer natür¬ 
lichen Person bestehen, die nach dem 21. Juni 
1948 im Wege der Erbfolge Berechtigter geworden 
ist oder wird und die Voraussetzungen des 
Satzes 1 erfüllt." 

(2) § 2 der Anordnung des Aufsichtsamts für 
das Versicherungswesen in Berlin vom 28. April 
1951 zur Erstreckung der Durchführungsbestimmun¬ 
gen Nrn. 7 und 8 zur Umstellungsergänzungsver¬ 
ordnung auf die Bausparkasse Deutsche Baugemein¬ 
schaft Aktiengesellschaft (Gesetz- und Verordnungs¬ 
blatt für Berlin 1951 S. 360) erhält folgende Fassung: 

„§ 2 

Die Bausparkasse kann für vor dem 25. Juni 
1948 begründete Verbindlichkeiten nur in An¬ 
spruch genommen werden, wenn die Verbindlich¬ 
keit am 25. Juni 1948 gegenüber einer Person be¬ 
stand, die zu diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz, 
dauernden Aufenthalt, Sitz oder Ort der Ge¬ 
schäftsleitung in Berlin (West) hatte oder die nach 
diesem Zeitpunkt ihren Wohnsitz oder dauernden 
Aufenthalt in Berlin (West) begründet hat oder 
begründet. Das gleiche gilt für Verbindlichkeiten, 
die gegenüber einer natürlichen Person bestehen, 
die nach dem 25. Juni 1948 im Wege der Erbfolge 
Berechtigter geworden ist oder wird und die Vor¬ 
aussetzungen des Satzes 1 erfüllt." 


5) Blindesgeselzbl. III 7601-6-7 
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Vierter Abschnitt 

Ergänzung des Rückstellungsgesetzes 

§ 17 

§ 1 des Gesetzes über die Bildung von Rück¬ 
stellungen in der Umstellungsrechnung der Geld¬ 
institute, Versichemngsunternchmen und Bauspar¬ 
kassen und in der Altbankenrechnung der Berliner 
Altbanken vom 21. Dezember 1960 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1053) wird folgender Absatz 3 angefügt: 

" (3) Die nach Absatz { und 2 zu bildenden Rück¬ 
stellungen haben keine Rückwirkung auf die Reichs¬ 
markschlußbilanz. Für die Berechnung des vorläu¬ 
figen Eigenkapitals bleiben sie außer Ansatz." 


Fünfter Abschnitt 

Schlußvorschriften 

§ 18 

Aufgehoben werden 

1* § 30 des Umstellungsgesetzes, 

2. § 29 des Dritten D~Markbilanzergänzungsge- 
setzes 6 ), 

3. § 63 Abs. 2 des Gesetzes über das Kredit¬ 
wesen 7 ), 

4. § 9 der Fünfunddreißigsten Durchführungsver¬ 
ordnung zum Umstellungsgesetz, 

5. § 16 des Altbankengesetzes. 

§ 19 

Soweit dieses Gesetz auf das D-Markbilanzgesetz 
Bezug nimmt, ist darunter je nach dem Geltungs¬ 
bereich das Gesetz über die Eröffnungsbilanz in 


Deutscher Mark und die Kapitalneufestsetzung 
(D-Markbilanzgesetz) vom 21. August 1949 (WiGBl. 
S. 279), auf Baden, Württemberg-Hohenzollern und 
den bayerischen Kreis Lindau erstreckt durch Ver¬ 
ordnung vom 13. Dezember 1949 (Bundesgesetzbl. 
1950 S. 2), oder das Landesgesetz des Landes Rhein¬ 
land-Pfalz über die Eröffnungsbilanz in Deutscher 
Mark und die Kapitalncufestsetzung (D-Markbilanz¬ 
gesetz) vom 6. September 1949 (Gesetz- und Ver¬ 
ordnungsblatt der Landesregierung Rheinland-Pfalz 
I S. 421) zu verstehen. 

§ 20 

(1) Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 
Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Ja¬ 
nuar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Ber¬ 
lin. 

(2) Soweit in § 5 Abs. 3 und § 8 Nr. 9 auf Vor¬ 
schriften über die Neuordnung des Geldwesens Be¬ 
zug genommen ist, treten in Berlin an deren Stelle 
die dort geltenden entsprechenden Vorschriften. 

(3) Soweit dieses Gesetz auf Vorschriften des 
D-Markbilanzgesetzes oder des D-Markbilanzergän- 
zungsgesetzes Bezug nimmt, treten an deren Stelle 
die entsprechenden Vorschriften des Gesetzes des 
Landes Berlin über die Eröffnungsbilanz in Deut¬ 
scher Mark und die Kapitalneufestsetzung (D-Mark¬ 
bilanzgesetz) vom 12. August 1950 (Verordnungs¬ 
blatt für Groß-Berlin I S. 329) und des Gesetzes des 
Landes Berlin zur Änderung und Ergänzung des 
D-Markbilanzgesetzes (D-Markbilanzergänzungsge- 
setz) vom 24. Mai 1951 (Gesetz- und Verordnungs¬ 
blatt für Berlin S. 382). 

§ 21 

Dieses Gesetz tritt ain.Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Die verfassungsmäßigen Rechte des Bundesrates 
sind gewahrt. 

Die Bundesregierung hat dem vorstehenden Ge¬ 
setz die nach Artikel 113 des Grundgesetzes erfor¬ 
derliche Zustimmung erteilt. 

Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 22. Januar 1964 


Der Bundespräsident 
L ü b k e 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Mende 

Der Bundes minister für Wirtschaft 
Schmücker 

Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Bücher 

Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 


6) Bumlosqosotzbl. IJI 4140-1-3 

7 j Bundtisycsclzbl. Ul 7010-1 
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Gesetz 

zur Änderung des Spar-Prämiengesetzes *) 

Vom 21. Januar 1964 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Das Spar-Prämiengesetz in der Fassung vom 6. Fe¬ 
bruar 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 92) wird wie folgt 
geändert: 

1. § 1 wird wie folgt geändert: 

a) In Absatz 2 wird hinter Nummer 3 die folgende 
Nummer 4 angefügt: 

„4. Grundbeträge des Anspruchs auf Haupt¬ 
entschädigung, in deren Höhe nach § 252 
Abs. 3 des Lastenausgleichsgesetzes Schuld- 
buchforderungen oder Schuldverschreibun¬ 
gen erworben werden. 1 ' 

b) Absatz 3 erhält die folgende Fassung: 

„(3) Als Wertpapiere im Sinn des Absatzes 2 
gelten auch Schuldbucheintragungen, bei denen 
der Gläubiger verlangen kann, daß ihm an 
Stelle seiner Schuldbuchforderung eine Schuld¬ 
verschreibung erteilt wird." 

c) Die bisherigen Absätze 3 und 4 werden Ab¬ 
sätze 4 und 5. 


2. Hinter § 5 wird der folgende § 5 a eingefügt: 

i, § 5 a 

Prämienverfahren 

beim Erwerb von Schuldbuchforderungen 
auf den eigenen Namen 

Erwirbt der Prämiensparer Schuldbuchforderun¬ 
gen auf den eigenen Namen (§ 1 Abs. 3), so tritt 
für die Durchführung des Prämienverfahrens (§§ 3 
bis 5) die Schuldenverwaltung an die Stelle des 
Kreditinstituts." 

3. In § 8 Abs. 1 wird der zweite Satz gestrichen. 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

Artikel 3 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün¬ 
dung in Kraft. 


Das vorstehende Gesetz wird hiermit verkündet. 
Bonn, den 21. Januar 1964 


Der Bundespräsident 
Lübke 

Für den Bundeskanzler 

Der Bund es minister für Arbeit und Sozialordnung 

Blank 

Der B u n d e s m i n i s t e r der Finanzen 
Dr. D a h 1 g r ii n 


*) Ändert Bundostjosetzbl. III 7ü!MM. 
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Verordnung über die Gewährung von Anpassungsbeihilfen 
an Unternehmen der Erdölgewinnungsindustrie 
(Erdöl-Beihilfen-Verordriung) 

Vom 21. Januar 1964 

Sammlung des Bundesrechts , Bundesgesetzbl. III 612-14-8 


Auf Grund des Artikels 5 Abs. 4 des Gesetzes über 
Umstellung der Abgaben auf Mineralöl vom 20. De¬ 
zember 1963 (Bundesgesetzbl. I S. 995) wird ver¬ 
ordnet: 

§ 1 

Feststellung der Referenzmenge 

(1) Der Antrag auf Feststellung der Referenz¬ 
menge ist in dreifacher Ausfertigung bis zum 31. März 
1964 beim Bundesamt für gewerbliche Wirtschaft 
(Bundesamt) einzureichen. In dem Antrag sind anzu¬ 
geben 

1. Name, Sitz und Anschrift des Antragstellers, 

2. die Erdölmengen, die der Antragsteller in 
den Jahren 1959 bis 1962 im Bundesgebiet 
gewonnen hat, und zwar gesondert nach 
Jahren und den einzelnen Betriebsstätten. 

Als Jahr der Gewinnung gilt jeweils der Zeitraum 
vom 1. Januar, 6.00 Uhr, bis zum 1. Januar, 6.00 Uhr, 
des folgenden Jahres. 

(2) Dem Antrag ist ebenfalls in dreifacher Ausfer¬ 
tigung eine Bescheinigung eines öffentlich bestellten 
Wirtschaftsprüfers oder einer anerkannten Wirt¬ 
schaftsprüfungsgesellschaft beizufügen. Die Beschei¬ 
nigung muß ergeben, daß nach dem Ergebnis der 
Prüfung die Angaben über die Erdölmengen (Ab¬ 
satz 1 Satz 2 Nr. 2) auf Grund der Bücher und Schrif¬ 
ten sowie der dazu erteilten Aufklärungen und Nach¬ 
weise zutreffen. Sie muß von dem vom Bundesamt 
bezeichneten Prüfer (Wirtschaftsprüfer, Wirtschafts¬ 
prüfungsgesellschaft) ausgestellt sein. 

(3) Das Bundesamt kann, 

1. soweit es zur Feststellung der Referenz¬ 
menge erforderlich ist, weitere Angaben 
und Nachweise verlangen und 

2. gestatten, daß die Bescheinigung nach Ab¬ 
satz 2 bis zum 31. Mai 1964 nachgereicht 
wird. 

(4) Das Bundesamt stellt die Referenzmenge nach 
Ablauf der Antragsfrist (Absatz 1) durch Bescheid 
fest. 

§ 2 

Bewilligung der Beihilfe 

(1) Die Beihilfe wird auf Antrag für die in einem 
Kalendervierteljahr gewonnene Erdölmenge ge¬ 
währt. 

(2) Der Antrag ist in zweifacher Ausfertigung je¬ 
weils bis zum letzten Tage des auf das Kalendervier¬ 
teljahr folgenden Monats beim Bundesamt einzurei¬ 
chen. In dem Antrag sind anzugeben 

1. Name, Sitz und Anschrift des Antragstellers, 


2. der Zeitraum, für den die Beihilfe beantragt 
wird, 

3. die Erdölmengen, die der Antragsteller in¬ 
nerhalb dieses Zeitraumes im Bundesgebiet 
gewonnen hat, und zwar gesondert nach 
den einzelnen Betriebsstätten; § 1 Abs. 1 
Satz 3 ist entsprechend anzuwenden, 

4. die Erdölmengen, für die der Antragsteller 
im Kalenderjahr eine Beihilfe bereits bean¬ 
tragt oder erhalten hat, 

5. die nach § 1 festgestellte Referenzmenge, 

6. die Erdölmenge, für die eine Beihilfe bean¬ 
tragt wird, 

7. der Betrag der beantragten Beihilfe, 

8. auf die beantragte Beihilfe gezahlte oder 
beantragte Abschläge. 

(3) Für den Nachweis der Richtigkeit der gemäß 
Absatz 2 Satz 2 Nr. 3 gemachten Angaben ist § 1 
Abs. 2 Sätze 1 und 2 entsprechend anzuwenden. 

(4) Der Antragsteller hat in jedem Kalenderjahr 
mit dem ersten Antrag auf Gewährung einer Bei¬ 
hilfe oder Abschlagszahlung Angaben über die von 
ihm in diesem Jahr geplanten Arbeiten zur Auf¬ 
suchung neuer Lagerstätten und die ihm dabei vor¬ 
aussichtlich entstehenden Kosten zu machen. Bis 
zum 31. März des folgenden Jahres ist dem Bundes¬ 
amt eine Aufstellung über die im vorhergehenden 
Jahr entstandenen Kosten der Aufsuchung neuer 
Lagerstätten einzureichen; für den Nachweis der 
Kosten ist § 1 Abs. 2 Sätze 1 und 2 entsprechend an¬ 
zuwenden. Die Unterlagen nach den Sätzen 1 und 2 
sind in dreifacher Ausfertigung einzureichen. 

(5) Das Bundesamt kann, soweit es zur Entschei¬ 
dung über den Antrag erforderlich ist, weitere An¬ 
gaben und Nachweise verlangen. 

(6) Das Bundesamt kann gestatten, daß die Bei¬ 
hilfe für ein Kalenderjahr oder Kalenderhalbjahr be¬ 
antragt wird. In diesen Fällen kann es die Antrags¬ 
frist (Absatz 2 Satz 1) bis zum letzten Tage des auf 
das Kalenderjahr oder Kalenderhalbjahr folgenden 
sechsten Monats verlängern. 

§ 3 

Abschlagszahlungen 

Auf die nach § 2 zu gewährende Beihilfe können 
auf Antrag Abschläge gezahlt werden. 

§ 4 

Aufzeichnungen 

Der Empfänger der Beihilfe hat gesonderte Auf¬ 
zeichnungen über die von ihm täglich in den einzel¬ 
nen Betriebsstätten des Bundesgebietes gewonnenen 
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Erdölmengen zu führen. Sofern der ordnungsgemäße 
Nachweis der Beihilfeberechtigung nicht beeinträch¬ 
tigt wird, kann das Bundesamt Ausnahmen von der 
Aufzeichnungspflicht nach Satz 1 zu lassen. Die ge¬ 
sonderten Aufzeichnungen und die nach Satz 2 er¬ 
satzweise zugelassenen Aufzeichnungen sind minde¬ 
stens 5 Jahre aufzubewahren. 

§ 5 

Auskünfte 

(1) Der Bundesminister für Wirtschaft, das Bun¬ 
desamt und der Bundesrechnungshof oder deren Be¬ 
auftragte können von den Empfängern der Beihilfe 
Auskünfte über alle für die Gewährung der Beihilfe 
wesentlichen Tatsachen und die Vorlage entspre¬ 
chender Unterlagen verlangen. 

(2) Bei juristischen Personen und Personenhan- 
delsgcsellschaften haben die nach Gesetz, Gesell¬ 
schaftsvertrag oder Satzung zur Vertretung berech¬ 
tigten Personen die Pflichten nach Absatz 1 zu er¬ 
füllen. 

(3) Der zur Erteilung einer Auskunft Verpflichtete 
kann die Auskunft auf solche Fragen verweigern, 
deren Beantwortung ihn selbst oder einen der in 
§ 383 Abs. 1 Nr. 1 bis 3 der Zivilprozeßordnung be- 

Bonn, den 21. Januar 1964 


zeichneten Angehörigen der Gefahr strafgerichtlicher 
Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz 
über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. 

§ 6 

Widerruf 

(1) Der Bescheid über die Bewilligung einer Bei¬ 
hilfe ist zu widerrufen, wenn die Voraussetzungen 
für die Gewährung der Beihilfe nicht Vorgelegen 
haben oder nachträglich wegfallen. 

(2) Auf den Bescheid über die Bewilligung einer 
Abschlagszahlung ist Absatz 1 entsprechend anzu¬ 
wenden. 

§ 7 

Berlin-Klausel 

Diese Verordnung gilt .nach § 14 des Dritten Über¬ 
leitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetz¬ 
blatt I S. 1) in Verbindung mit Artikel 14 des Ge¬ 
setzes über Umstellung der Abgaben auf Mineralöl 
auch im Land Berlin. 

§ 8 

Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am Tage nach ihrer Ver¬ 
kündung in Kraft. 


Der Bundesminister für Wirtschaft 
Kurt Schmücker 
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Erste Verordnung 

zur Durchführung des Länderfinanzausgleichs im Ausgleichsjahr 1964 

Vom 21. Januar 1964 

Sammlung des Bundesrechts, Bundesgesetzbl. III 604-2-2 


Auf Grund des § 10 Abs: 2 des Länderfinanz¬ 
ausgleichsgesetzes 1961 vom 23. Juni 1961 (Bundes¬ 
gesetzbl. I S. 870) wird mit Zustimmung des Bundes¬ 
rates verordnet: 

§ 1 

Vollzug des Finanzausgleichs im Ausgleichsjahr 1964 

(1) Zum vorläufigen Vollzug des Finanzausgleichs 
im Ausgleichs jahr 1964 wird der Zahlungsverkehr 
auf Grund des § 10 Abs. 1 des Gesetzes in der Weise 
durchgeführt, daß die Ablieferung des Bundesanteils 
an der Einkommensteuer und der Körperschaftsteuer 
nach Artikel 106 Abs. 3 des Grundgesetzes auf fol¬ 
gende Hundertsätze erhöht oder vermindert wird: 

Baden-Württemberg 39,8 v. H. 

Bayern 31,4 v. H. 

Bremen 35,0 v. H. 

Hamburg 50,2 v. FI. 

Hessen 40,3 v. H. 

Bonn, den 21. Januar 1964 


Niedersachsen 23,6 v. H. 

Nordrhein-Westfalen 39,6 v. H. 

Rheinland-Pfalz 14,5 v. H. 

Schleswig-Holstein 2,8 v. H. 

(2) Die Finanzämter liefern die nach Absatz 1 vor¬ 
läufig in Anspruch genommenen Einnahmen täglich 
an die Bundeshauptkasse ab. Der Bundesminister der 
Finanzen kann zur Vereinfachung des Verwaltungs¬ 
verfahrens die Ablieferung der Einnahmen ander¬ 
weitig regeln. 

(3) Das Saarland leistet im Zahlungsverkehr nach 
Absatz 1 und 2 für das Ausgleichs]ahr 1964 keine 
Zahlungen auf den Bundesanteil an der Einkommen- 
und der Körperschaftsteuer. 

§2 

Inkrafttreten 

Die Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. Januar 
1964 in Kraft. 


Der Bundesminister der Finanzen 
Dr. Dahlgrün 
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Entscheidung des Bundesverfassungsgerichts 
zu § 32 Abs. 4 Nr. 6 des Bundesversorgungsgesetzes 
in der Fassung vom 6. Juni 1956 


Aus dem Beschluß des Bundesverfassungsgerichts 
vom 29. Oktober 1963 — 1 BvL 15/58 — in dem 
Verfahren wegen verfassungsrechtlicher Prüfung 
des § 32 Abs. 4 Nr. 6 des Bundesversorgungsgesetzes 
auf Vorlage des Sozialgerichts Augsburg wird 
gemäß § 31 Abs. 2 Satz 3 des Gesetzes über das 
Bundesverfassungsgericht, zuletzt geändert durch 
das Gesetz vom 3. August 1963 (Bundesgesetzbl. I 
S. 589) nachfolgend der Entscheidungssatz veröffent¬ 
licht: 

§ 32 Abs. 4 Nr. 6 des Gesetzes über die Versor¬ 
gung der Opfer des Krieges *— Bundesversor¬ 
gungsgesetz — in der Fassung vom 6. Juni 1956 


(Bundesgesetzbl. I S. 469) und § 32 Abs. 5 Nr. 6 
des Bundesversorgungsgesetzes in der Fassung 
des Sechsten Gesetzes zur Änderung und Ergän¬ 
zung des Bundesversorgungsgesetzes vom 1. Juli 
1957 (Bundesgesetzbl. I S. 661) waren nichtig, so¬ 
weit sie die Erhöhung der Ausgleichsrente Schwer¬ 
beschädigter für uneheliche Kinder davon ab¬ 
hängig machten, daß diese nicht später als 
302 Tage nach Anerkennung der Folgen der Schä¬ 
digung geboren waren. 

Der vorstehende Entscheidungssatz hat gemäß 
§ 31 Abs. 2 Satz 1 des Gesetzes über das Bundes¬ 
verfassungsgericht Gesetzeskraft. 


Bonn, den 15. Januar 1964 


Der Bundesminister der Justiz 
Dr. Bücher 
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Hinweis auf Rechtsvorschriften der Europäischen Gemeinschaften, 

die mit ihrer Veröffentlichung im Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften 
unmittelbare Rechtswirksamkeit in der Bundesrepublik Deutschland erlangt haben 


Datum und Bezeichnung 
der Rechtsvorschrift 


Veröffentlicht im Amtsblatt der 
Europäischen Gemeinschaften 

— Ausgabe in deutscher Sprache — 
Nr. vom Seite 


18. 12. 63 Verordnung Nr. 2/64/EWG des Rates zur Ergän¬ 
zung des Anhangs D der Verordnung Nr. 3 und 
des Anhangs 6 der Verordnung Nr. 4 (Besondere 
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